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Oktober 2018 

   

 
Privatbereich 

 
 

1. 44-EUR-Freigrenze für Sachbezüge: Inwieweit sind Versandkosten zu berück-
sichtigen? 

 
Für Sachprämien des Arbeitgebers gilt die 44-EUR-Freigrenze. Liefert der Arbeitgeber diese nun in die Wohnung des 
Arbeitnehmers, liegt eine zusätzliche Leistung vor. Deren Wert muss in die Berechnung der Freigrenze mit einbezo-
gen werden. 

 
 

Gleichgeschlechtliche Ehepaare: Splittingtarif kann rückwirkend angewendet wer-
den 
 
Gleichgeschlechtliche Ehepaare können rückwirkend vom Splittingtarif profitieren. Zu diesem Ergebnis kommt das 
Finanzgericht Hamburg in einem aktuellen Urteil. 

 
 

2. Keine Kostendeckelung bei der 1 %-Regelung 

 
Die nach der 1 %-Regelung ermittelte Nutzungsentnahme muss nicht auf 50 % der Gesamtaufwendungen für einen 
privat genutzten, betrieblichen Pkw begrenzt werden. Der Bundesfinanzhof sieht insoweit keine verfassungsrecht-
lich gebotene Notwendigkeit. 

 
 

3. Wann liegt eine mehraktige Berufsausbildung vor? 

 
Diese Frage sorgt immer wieder für Streit zwischen Familienkasse und Eltern. Hier entschied das Finanzgericht Ba-
den-Württemberg, dass eine mehraktige Berufsausbildung vorliegt, wenn das Kind schon bei Aufnahme eines Ba-
chelorstudiums ein Berufsziel hatte und es im Anschluss an den Abschluss des Bachelorstudiums ein Masterstudium 
aufnimmt, dessen erfolgreicher Abschluss Voraussetzung für die Erreichung dieses Berufsziels ist.  

 
 

4. Vermietung einer Einliegerwohnung als Homeoffice an den Arbeitgeber: Wel-
che Werbungskosten können abgezogen werden? 

 
Bei gewerblicher Vermietung darf die Einkünfteerzielungsabsicht nicht typisiert, sondern muss im Einzelfall festge-
stellt werden. Das gilt auch bei der Vermietung einer als Homeoffice genutzten Wohnung an den Arbeitgeber, bei 
der hohe Kosten durch eine Renovierung entstehen. 
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Unternehmer und Freiberufler 

 
 

1. Besteuerung einer Abfindung für Grenzgänger bei Wegzug 

 
Zieht ein Grenzgänger ins Ausland um, unterliegt eine an ihn gezahlte Abfindung während eines bestehenden 
Dienstverhältnisses zumindest teilweise der inländischen Steuerpflicht. Grundlage für die Ermittlung des steuer-
pflichtigen Anteils sind die in Deutschland steuerpflichtigen Arbeitstage. 

 
 

2. Warum gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnungen verfassungsgemäß sind 

 
Der Bundesfinanzhof hält die unterschiedliche gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Miet- und Pachtzinsen 
für bewegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und von Aufwendungen für die zeitlich 
befristete Überlassung von Rechten für verfassungsgemäß. 

 
 

3. Prüfungshandlungen wirken sich auf den Ablauf der Festsetzungsfrist aus 

 
Werden Prüfungshandlungen rechtzeitig für bestimmte Steuern vorgenommen, hemmen diese den Ablauf der Fest-
setzungsfrist auch wegen anderer in derselben Prüfungsanordnung genannten Steuerarten. Das gilt selbst dann, 
wenn für Letztere vor Ablauf der Festsetzungsfrist noch keine Prüfungshandlungen vorgenommen wurden. 

 

4. Keine offenbare Unrichtigkeit bei fehlerhafter Einschätzung des Finanzbeam-
ten 

 
Ob ein Steuerbescheid wegen einer offenbaren Unrichtigkeit geändert werden kann, ist manchmal Glückssache. Bei 
einer falschen rechtlichen Erwägung eines Finanzbeamten jedenfalls ist diese Korrekturmöglichkeit ausgeschlossen. 

 
 

5. Was gehört zur Bemessungsgrundlage bei der Grunderwerbsteuer? 

 
Wird ein Grundstück von einer Person erworben, die zur Veräußererseite gehört und bestimmenden Einfluss auf die 
Bebauung hat, werden die Bauerrichtungskosten nicht in die Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer einbe-
zogen. 

 
 

6. Umsatzsteuer: Wann kann ein unrichtiger Steuerausweis berichtigt werden? 

 
Ein Umsatzsteuerbetrag kann nur dann wirksam berichtigt werden, wenn der Unternehmer die vereinnahmte Um-
satzsteuer an den Leistungsempfänger zurückgezahlt hat. 
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GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer 

 
 

1. Vorerwerbe aufgrund von Schenkungen sind nicht zu berücksichtigen 

 
Veräußert ein Steuerpflichtiger sowohl Anteile, die er im Wege der Erbfolge erworben hat, als auch Anteile, die 
nicht im Wege der Erbfolge erworben wurden, muss der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn aufgeteilt werden. 
Begünstigt ist der Veräußerungsgewinn nur insoweit, als er sich aus der Veräußerung der mit Erbschaftsteuer belas-
teten Anteile ergibt. 

 
 

2. Verlorene Gesellschafterdarlehen führen nicht zu nachträglichen Anschaf-
fungskosten 

 
Verlorene Gesellschafterdarlehen können wegen der geänderten Rechtslage seit 1.11.2008 grundsätzlich nicht mehr 
zu nachträglichen Anschaffungskosten einer Kapitalbeteiligung führen. Das letzte Wort in dieser Sache liegt beim 
Bundesfinanzhof. 

 
 

3. Mit welchem Wert ist ein Mitunternehmeranteil bei einer unentgeltlichen 
Übertragung im Rahmen einer Betriebsaufspaltung anzusetzen? 

 
Auch wenn mit einer Schenkung am selben Tag Sonderbetriebsvermögen verkauft wird, ist dies für eine Buchwert-
fortführung unschädlich. 


